
Prof. Dr. Julius H. Schoeps   Pro-
fessor für Neuere Geschichte 
und Direktor des Moses Men-
delssohn Zentrums für euro-
päisch-jüdische Studien an der 
Universität Potsdam

Nein, ich bin gegen ein Ver-
bot. Die Bundesregierung wäre 
schlecht beraten, erneut ein Ver-
fahren zu bentragen. Da schon 
einmal ein entsprechender Antrag 
aus formalen Gründen vor dem 
Verfassungsgericht scheiterte, be-
steht die Gefahr, daß tein erneutes 
Verbotsverfahren nicht durch geht. 
Aus meiner Sicht käme das einer 
Katastrophe gleich. Die NPD wür-
de dadurch nur zusätzlichen Auf-
trieb erfahren, was kein Demokrat 
sich wirklich wünschen kann. Ich 
bin wie die Schritfstellerin Elfrie-
de Jellinek, die kürzlich gekürte 
Nobelpreisträgerin, der Überzeu-
gung, daß unsere demokratische 
Ordnung die NPD aushalten kann 
und aushalten muß. Deutschland 
hat, wie die Umfragen zeigen, ei-
nen Prozentsatz von ca. 15 Prozent 
Unbelehrbarer. Das entsprichtden 
Prozentsätzen in anderen europä-
ischen Ländern, wo man allerdings 
nicht so hysterisch reagiert und wo 
man nicht auf die Idee kommt, 
gleich mit der Verbotskeule zuzu-
schlagen. Es kommt hinzu, daß es 
ein kardinaler Denkfehler ist, zu 
meinen, der Rechtsradikalismus 
sei in unserem Pareteinspektrum 
allein auf rechtsradikale Parteien 
beschränkt. Rechtsradikale Ein-
stellungen finden sich quer durch 
die Bevölkerung. Ob SPD, CDU, 
FDP oder GRÜNE - keine dieser 
Parteien ist von Einstellungen die-
ser Art frei. Die Vorstellung, ich 
verbiete die NPD und damit löst 
man das Problem, ist absurd. Un-
sere Rechtsordnung ist stabil. Mit 
den Mitteln dieser Rechtsordnung 
kann der Rechtsradikalismus be-
kämpft werden. Es ist nicht not-
wendig, die Versammlungsfreiheit 
einzuschränken und Demostrati-
onsverbote auszusprechen. Das 
zeugt nur von unbegründeten 
Ängsten. Notwendig scheint es 
mir allerdings, den Ursachen und 
Gründen nachzugehen, die zu 
rechtsradikalen Einstellungen in 
der Bevölkerung führen. Das muß 
nicht unbedingt nur hohe Arbeits-
losigkeit in einer bestimmten Re-
gion sein. Häufig kommen noch 
ganz andere Faktoren hinzu wie 
zum Beispiel eine schwierige Fa-
milien- und Wohnsituation, kata-
strophale Schulverhältnisse u.a. In 
jedem Fall scheint es mir deshalb 
notwendig zu sein, wissenschaft-
liche Analysen zu erarbeiten, die 
dann geeignete Präventionsmaß-
nahmen zur Folge haben können. 
Einiges wird auf diesem Feld ge-
leistet, aber mir scheint das, was 
bisher an Präventionsprogram-
men in den Ländern und Kommu-
nen aufgelegt wurde, nicht ausrei-
chend genug zu sein. Es bleibt ei-
niges zu tun“ .
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Soll die NPD verboten werden?
Dekan Dr. Klaus von Zedtwitz

Zum jetzugen Zeitpunkt bin ich 
gegen ein Verbot der NPD, denn 
ich traue den Menschen in unse-
rem Land zu, daß sie als Wähler 
merken, daß diese Partei nicht 
ihre Interessen vertritt und sie in-
sofern künftig eine ihr zustehende 
nämlich eher unbedeutende Rol-
le spielen wird. Mit einem Verbot 
würde diese Partei beträchtlich 
aufgewertet. Zumal, als der Bun-
desinnenminister die Partei ver-
bieten wollte derart dilletantisch 
vorgegangen ist, daß das Bundes-
verfassungsgericht einem solchen 
Verbotsantrag nie entsprechen 
konnte. Wenn man in eine Partei 
V-Männer einschleußt, die diese 
Partei dann zudem noch hochpu-
schen, konnte das BVG gar nicht 
anders, als sich gesetzeskonform 
zu verhalten. Der Weg des Innen-
minsters war - zumindest - nicht 
gut überlegt. Politiker sollten sich 
eher damit beschäftigen, weshalb 
auch Demokraten als Protestwäh-
ler den großen Parteien den Rük-
ken zuwenden. Was immer da 
unter Harz IV in den Köpfen der 
Menschen herumspukt, ob damit 
zu Recht oder zu Unrecht soziale 
Ungerechtigkeit oder was auch 
immer damit verbunden wird: 
Wenn, wie Politiker sagen, dies 
alles gar nicht so sei, dann hätten 
sie Ihrer Verantwortung genüge 
tun müssen, richtig, sachlich und 
umfassend zu informieren, bevor 
das unter die Leute kommt. Wir 
haben nun einmal soziale Unge-
rechtigkeiten. Und Arbeitslosig-
keit. Wenn man die NPD ihrem 
Scheitern überläßt, wird dieser 
Spuk bald vorbei sein. Da die 
NPD nun einmal im sächsischen 
Landtag sitzt, sind dort wie an-
derswo Argumente in der Ausein-
andersetzung gefragt. So kommen 
auch Protestwähler zur Vernunft. 
Ein Verbot  ist kontraproduktiv 
und kann verboten werden …

Johannes Rau, 

„Wichtiger als ein Verbot der NPD 
ist für mich eine Antwort auf die 
Frage, ob wir jungen Menschen 
eine Perspektive geben könne-
nie es ihnen unnötiger erscheinen 
läßt, den Leuten nachzulaufen, die 
auf alles eine Antwort haben und-
nichts eine Lösung.“

Prof. Klaus Staeck,                      
 Plakatkünstler: 

„Da die Mühlen der Demokratie 
– Gott sei dank – sehr langsam 
mahlen, was sich in anderen Fäl-
len als meist sehr positiv erweist, 
ist, was einen Verbotsantrag an-
geht negativ. Das umzusetzen 
würde so lange dauern, daß die 
NPD das noch als Chance nutzen 
könnte und würde, um ihre anti-
demokrtatische Propaganda noch 
effektiver unter die Leute bringen. 
Zudem würde die NPD versuchen, 
sich als Märtyrer zu stilisieren. 
Das wäre mehr als unangemessen. 
Ich bin also – natürlich eigentlich 
gegen meine Überzeugung – leider 
gegen ein Verbot, weil es keine ef-
fektive Waffe ist.“ 

Catherine Mechler-Dupouey,
In der Diskussion während der 
letzten Wochen war ich gegen ein 
Verbot der NPD, da ich als Nicht-
deutsche Bürgerin durch die Ge-
schichte meines Landes nicht 
daran gewöhnt war, eine Partei 
zu verbieten. Zwar hatten wir in 
Frankreich während des Krieges 
verschiedene Gruppierungen und 
Organisationen verboten, jedoch 
nie eine Partei. Das Verbot einer 
Partei wäre für uns etwas antide-
mokratisches. Nachdem ich aber 
kürzlich eine Rede Daniel Cohn 
Bendits gelesen habe, der das 
Wort totalitär verwendet hat im 
Hinblick auf die erstrebte totalitä-
re Macht einer Partei  - eine Par-
tei wie hierzulande die NPD, die 
genau das zum wenn auch eher 
klammheimlichen Ziel hat, kann 
sich kein Land der Welt leisten. 
Ein demokratisches Land wie die 
Bundesrepublik darf eine solche 
totalitäre Partei nicht unterstützen. 
Jedoch meine ich, daß eben eine 

Antoine Mechler, Student: 

„Wieder bereits kann man das un-
selige Sprichwort vom Vogel zi-
tiert hören, der das eigene Nest 
beschmutzt, während jene, welche 
über jenen Vögeln krächzen - die 
mit ihrem C vor dem DU christ-
lich zu sein vorgeben - die Krä-
hen zu sein pflegen, die keiner an-
deren das Auge aushacken. Nicht 
wenige Fragen gibt es, über die 
ihre wahre Ansicht zu sagen fast 
alle mit Rücksicht auf die Folgen 
sich selbst verbieten. Wohlan, tun 
wir es dennoch und gerade drum: 
Es gilt weniger, die NPD zu ver-
bieten, als nationalpopulistische 
Stimmungsmache überall dort zu 
entlarven, wo sie mit dem Deck-
mantel demokratischer Sorge um 
dies oder jenes auftritt, und die 
– wieder einmal – ein durchaus 
kompliziertes Problem namens 
Einwanderung auf einige weni-
ge Ressentiments und Banalitä-
ten verkürzt. Heiner Geißler darf 
in Talkshows, Rita Süssmuth eine 
Regierungskommission leiten, 
Angela Merkel lavieren und mo-
derieren – aber das Trio inferna-
le Koch/Merz/Stoiber besetzt die 
Begriffe. Und niemand hat bisher 
richtig gemerkt, daß es hier nicht 
allein „gegen Ausländer“ geht (ich 
bin übrigens auch einer), sondern 
vor allem: gegen Europa.“  

Harry Siegert, Vorsitzender 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
Rhein-Neckar-Heidelberg:

„Das heftig diskutierte NPD-Ver-
bot greift eindeutig zu kurz. Das 
Eintreten und der Kampf gegen 
faschistisch motivierte Gewalt ist 
ein Kampf um die Köpfe, um das 
Denken der Menschen. Es muß 
endlich klar werden: Faschismus 
ist keine Meinung oder Gesin-
nung, sondern ein Verbrechen. Ge-
gen Verbrechen gibt es Gesetze. 
Diese Gesetze sind ohne wenn und 
aber anzuwenden. 
Um Rechtsextremismus, Antise-
mitismus und Fremdenfeindlich-
keit zu bekämpfen, muß Schluß 
gemacht werden mit der Verharm-
losung der rechten Szene und 
der von ihr verübten Gewalt. Im 
Kampf gegen Rechts ist nicht ein 
Abbau, sondern eine Erweiterung 
von Bürgerrechten, insbesondere 
für die von den Rechtsextremen 
Verfolgten erforderlich. Fremden-
feindliche Aussagen, Aktionen 
und Unterschriftensammlungen 
der großen Parteien zu eigenen 
Propagandazwecken sind auszu-
schließen. Ein Verbot rechter Par-
teien ist eine vordergründige Er-
satzhandlung. 
Die Neonazis wechseln dann in 
eine andere Partei. 

Dr. iur. René Pöltl                    
 Stadtrechtsdirektor

Die Einstufung einer Partei durch 
das Bundesverfassungsgericht als 
verfassungswidrig kommt nur in 
Betracht, wenn sie das Ziel hat, 
die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu beeinträchti-
gen oder zu beseitigen oder den 
Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland zu gefährden. Unab-
hängig von dieser Möglichkeit ist 
es Ausdruck unserer Demokratie, 
daß auch Gruppierungen des äu-
ßersten linken oder rechten Spek-
trums ihre Meinung ohne Gewalt 
frei äußern können. Dies zeich-
net die Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit als Ausdruck unse-
rer Demokratie gerade aus. Es ist 
dann Aufgabe der politischen und 
gesellschaftlichen Gruppen, sich 
gegen diese mehrheitlich nicht ge-
wünschte Form politischer Betäti-
gung zu wenden. Heidelberg zeigt, 
daß dies auch gewaltfrei funktio-
nieren kann, wie dies anläßlich 
der Demonstration der Karlsruher 
Kameradschaft im April 2003 der 
Fall war. Die Aktivitäten rech-
ter Gruppierungen sind nicht nur 
für den Staat, sondern vor allem 
auch für die Gesellschaft eine gro-
ße Herausforderung. Ich halte den 
gesellschaftlichen Widerstand für 
besonders wichtig; dadurch wird 
auch sicher gestellt, daß die Ge-
sellschaft aufmerksam bleibt ge-
genüber solchen Aktivitäten.

Sarah Maros, Informatikerin:

Die etablierten Parteien müssen 
die Umstände und Rahmenbedin-
gungen so verändern, daß Parteien 
wie die NPD für die Wähler keine 
Alternative mehr bilden. Die Men-
schen müssen auch über die Ab-
sichten der Leute aufgeklärt wer-
den. Ein Verbot würde die Situati-
on nur verschlimmern.
Daß Bundesinnenminister Scily es 
im ersten Anlauf nicht geschafft 
hat, die Bedingunden dafür herzu-
stellen, die es dem Bundesverfas-
sungsgericht überhaupt auch nur 
im Ansatz erlaubt hätten, einem 
solchen Verbotsantrag statt zu ge-
ben, läßt diesen Minister in einem 
Licht erscheinen, das wir von ihm 
freilich kennen aus einer Zeit, da 
er  rechthaberisch als Anwalt der 
RAF auftrat und rechtsstatliches 
Grundwissen stark vermissen ließ. 
Wie auch immer, eine, unsere De-
mokratie sollte es sich leisten kön-
nen, diesem nationalen Müll mit 
Argumenten zu begegnen. Das 
wird dann auch deren Protestwäh-
ler eines Besseren überzeugen. 
Davon bin ich überzeugt.

Dekan Dr. Steffen Bauer,              ev-
gelische Kirche

“Früher hätte ich diese Frage sofort 
mit “Ja” beantwortet und als Schü-
lersprecher des Tulla-Gymnasiums 
in Mannheim habe ich mich Anfang 
der 80er Jahre immer wieder dafür 
stark gemacht, daß der Lehrer Gün-
ther Deckert - zeitweise Vorsitzender 
der NPD - nicht weiter an der Schu-
le unterrichten darf. Heute sehe ich 
das anders. Was bringt ein Verbot? 
Ist das die Form der geistigen Aus-
einandersetzung, die einer Demo-
kratie entspricht? Ich fürchte, daß 
manche mit einem Verbot auch da-
von ablenken wollen, was eigentlich 
mehr denn je dran wäre. Wir müssen 
uns mit den Ursachen des Rechts-
radikalismus beschäftigen. Immer 
mehr Arbeitslose, Jugendliche ohne 
Perspektive, Außenseiter, Men-
schen, die sich als zu kurz Gekom-
mene wahrnehmen sind für mich 
der Nährboden für solche extreme 
Gedanken. Wir kommen nicht um-
hin, mehr Energie und Phantasie in 
die Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
zu stecken und für mehr soziale Ge-
rechtigkeit einzustehen. Jenseits da-
von gilt es natürlich immer neu und 
wieder, der Geschichtsvergessenheit 
zu wehren und das schlimme Men-
schenbild hinter und im Rechtsradi-
kalismus deutlich zu machen. Aber 
mehr denn je glaube ich, dass vie-
le Menschen diese Partei vor allem 
als einen Ausdruck ihres Protestes 
wählen und diesen Protestruf müs-
sen wir ernst nehmen und unsden 
Gründen dieses Protestes zuwenden. 
Dann werden wir merken, daß es bei 
den Wählerinnen und Wähler nicht 
um rassistisches und/oder antisemi-
tisches Gedankengut geht, sondern 
um dem Schrei von Benachteiligten, 
die ohne Perspektive leben. 
Das aber kann sich keine Demokra-
tie auf Dauer leisten: Menschen von 
der Hoffnung auf eine gute Zukunft 
auszuschließen”.

„Durch ständiges Bemühen, 
Selbstbeherrschung, Konzentrati-
on der Sinne, baut sich der Weise 

eine Insel auf, doe durch keine 
Flut weggespühlt werden kann.“„           

Buddha


